
Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Interedil Srl, in Liquidation 

Beklagte: Fallimento Interedil Srl, Intesa Gestione Crediti SpA 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale ordinario di Bari — 
Auslegung von Art. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des 
Rates vom 29. Mai 2000 über Insolvenzverfahren (ABl. L 160, 
S. 1) — Mittelpunkt der hauptsächlichen Interessen des Schuld­
ners — Vermutung des Ortes des satzungsmäßigen Sitzes — 
Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat — Gemeinschaft­
liche oder nationale Begriffe 

Tenor 

1. Es ist mit dem Unionsrecht nicht vereinbar, dass ein nationales 
Gericht nach einer nationalen Verfahrensvorschrift an die rechtliche 
Beurteilung eines übergeordneten nationalen Gerichts gebunden ist, 
wenn diese Beurteilung des übergeordneten Gerichts nicht dem 
Unionsrecht in seiner Auslegung durch den Gerichtshof entspricht. 

2. Der Begriff „Mittelpunkt der hauptsächlichen Interessen“ des 
Schuldners im Sinne von Art. 3 Abs. 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über Insolvenz­
verfahren ist unter Bezugnahme auf das Unionsrecht auszulegen. 

3. Art. 3 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung Nr. 1346/2000 ist im 
Hinblick auf die Bestimmung des Mittelpunkts der hauptsächlichen 
Interessen einer Schuldnergesellschaft wie folgt auszulegen: 

— Bei der Bestimmung des Mittelpunkts der hauptsächlichen 
Interessen einer Schuldnergesellschaft ist dem Ort der Haupt­
verwaltung dieser Gesellschaft, wie er anhand von objektiven 
und durch Dritte feststellbaren Faktoren ermittelt werden 
kann, der Vorzug zu geben. Wenn sich die Verwaltungs- 
und Kontrollorgane einer Gesellschaft am Ort ihres satzungs­
mäßigen Sitzes befinden und die Verwaltungsentscheidungen 
der Gesellschaft in durch Dritte feststellbarer Weise an diesem 
Ort getroffen werden, lässt sich die in dieser Vorschrift auf­
gestellte Vermutung nicht widerlegen. Befindet sich der Ort der 
Hauptverwaltung einer Gesellschaft nicht an ihrem satzungs­
mäßigen Sitz, können das Vorhandensein von Gesellschafts­
aktiva und das Bestehen von Verträgen über deren finanzielle 
Nutzung in einem anderen Mitgliedstaat als dem des sat­
zungsmäßigen Sitzes der Gesellschaft nur dann als zur Wi­
derlegung dieser Vermutung ausreichende Faktoren angesehen 
werden, wenn eine Gesamtbetrachtung aller relevanten Fak­
toren die von Dritten überprüfbare Feststellung zulässt, dass 
sich der tatsächliche Mittelpunkt der Verwaltung und der Kon­
trolle der Gesellschaft sowie der Verwaltung ihrer Interessen in 
diesem anderen Mitgliedstaat befindet; 

— wird der satzungsmäßige Sitz einer Schuldnergesellschaft ver­
legt, bevor ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
gestellt wird, wird vermutet, dass sich der Mittelpunkt der 
hauptsächlichen Interessen dieser Gesellschaft am Ort ihres 
neuen satzungsmäßigen Sitzes befindet. 

4. Der Begriff „Niederlassung“ im Sinne von Art. 3 Abs. 2 dieser 
Verordnung ist dahin gehend auszulegen, dass er die Existenz einer 
auf die Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit ausgerichteten 
Struktur mit einem Mindestmaß an Organisation und einer ge­
wissen Stabilität erfordert. Das bloße Vorhandensein einzelner 
Vermögenswerte oder von Bankkonten genügt dieser Definition 
grundsätzlich nicht. 

( 1 ) ABl. C 312 vom 19.12.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 18. Oktober 
2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden — Niederlande) — Realchemie Nederland 

BV/Bayer CropScience AG 

(Rechtssache C-406/09) ( 1 ) 

(Verordnung (EG) Nr. 44/2001 — Gerichtliche Zuständigkeit 
und Vollstreckung von Entscheidungen — Begriff der Zivil- 
und Handelssachen — Anerkennung und Vollstreckung einer 
Entscheidung über die Verhängung eines Ordnungsgelds — 
Richtlinie 2004/48/EG — Rechte des geistigen Eigentums — 
Verletzung dieser Rechte — Maßnahmen, Verfahren 
und Rechtsbehelfe — Verurteilung — Verfahren der 

Vollstreckbarerklärung — Prozesskosten dieses Verfahrens) 

(2011/C 362/05) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Realchemie Nederland BV 

Beklagte: Bayer CropScience AG 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Hoge Raad der Nederlanden — 
Auslegung von Art. 1 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des 
Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständig­
keit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun­
gen in Zivil- und Handelssachen (ABl. 2001, L 12, S. 1) und 
Art. 14 der Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 29. April 2004 zur Durchsetzung der 
Rechte des geistigen Eigentums (ABl. L 157, S. 45) — Begriff 
der Zivil- und Handelssachen — Zuwiderhandlung gegen das 
von einem deutschen Gericht ausgesprochene Verbot, be­
stimmte Pestizide nach Deutschland einzuführen und dort in 
den Verkehr zu bringen — Ordnungsgeld — Vollstreckung 
der dieses Ordnungsgeld auferlegenden Entscheidung — Voll­
streckungsverfahren für im Ausland ergangene Kostenfestset­
zungsbeschlüsse in Bezug auf ein Zwangs- oder Ordnungsgeld 
wegen Zuwiderhandlung gegen das Verbot der Verletzung eines 
Rechts des geistigen Eigentums
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Tenor 

1. Der Begriff „Zivil- und Handelssachen“ in Art. 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen ist dahin aus­
zulegen, dass diese Verordnung auf die Anerkennung und Voll­
streckung einer Entscheidung eines Gerichts anwendbar ist, die eine 
Verurteilung zur Zahlung eines Ordnungsgelds umfasst, um eine 
gerichtliche Entscheidung in einer Zivil- und Handelssache durch­
zusetzen. 

2. Die Kosten eines in einem Mitgliedstaat angestrengten Verfahrens 
der Vollstreckbarerklärung, mit dem um die Anerkennung und 
Vollstreckung einer Entscheidung ersucht wird, die in einem ande­
ren Mitgliedstaat im Rahmen eines Rechtsstreits über die Durch­
setzung eines Rechts des geistigen Eigentums ergangen ist, unter­
fallen Art. 14 der Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 29. April 2004 zur Durchsetzung der 
Rechte des geistigen Eigentums. 

( 1 ) ABl. C 312 vom 19.12.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 20. 
Oktober 2011 — Europäische Kommission/Französische 

Republik 

(Rechtssache C-549/09) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Staatliche Beihil­
fen — Beihilfen zugunsten der Aquakultur- und Fischerei­
unternehmen — Entscheidung, mit der diese Beihilfen für 
mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar erklärt werden — 
Verpflichtung, die für rechtswidrig und unvereinbar erklärten 
Beihilfen unverzüglich zurückzufordern und die Kommission 
davon in Kenntnis zu setzen — Nichtdurchführung — 

Absolute Unmöglichkeit der Durchführung) 

(2011/C 362/06) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: E. 
Gippini Fournier und K. Walkerová) 

Beklagte: Französische Republik (Prozessbevollmächtigte: G. de 
Bergues und J. Gstalter) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Versäumnis, die er­
forderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um der Entscheidung 
2005/239/EG der Kommission vom 14. Juli 2004 über Beihil­
femaßnahmen, die Frankreich zugunsten der Aquakultur- und 
Fischereiunternehmen durchgeführt hat (ABl. 2005, L 74, 
S. 49), nachzukommen — Verpflichtung, die für rechtswidrig 
und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar erklärten Bei­
hilfen unverzüglich zurückzufordern und die Kommission da­
von in Kenntnis zu setzen 

Tenor 

1. Die Französische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus Art. 288 Abs. 4 AEUV und Art. 4 der Entscheidung 
2005/239/EG der Kommission vom 14. Juli 2004 über Bei­
hilfemaßnahmen, die Frankreich zugunsten der Aquakultur- und 
Fischereiunternehmen durchgeführt hat, verstoßen, dass sie die Ent­
scheidung der Kommission nicht innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist durch Rückforderung der in den Art. 2 und 3 dieser Ent­
scheidung für rechtswidrig und mit dem Gemeinsamen Markt 
unvereinbar erklärten Beihilfen von den Empfängern durchgeführt 
hat. 

2. Die Französische Republik trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 80 vom 27.3.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 18. Oktober 
2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs 

— Deutschland) — Oliver Brüstle/Greenpeace e.V. 

(Rechtssache C-34/10) ( 1 ) 

(Richtlinie 98/44/EG — Art. 6 Abs. 2 Buchst. c — Recht­
licher Schutz biotechnologischer Erfindungen — Gewinnung 
von Vorläuferzellen aus menschlichen embryonalen Stammzel­
len — Patentierbarkeit — Ausschluss der „Verwendung von 
menschlichen Embryonen zu industriellen oder kommerziellen 
Zwecken“ — Begriffe „menschlicher Embryo“ und „Verwen­

dung zu industriellen oder kommerziellen Zwecken“) 

(2011/C 362/07) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Oliver Brüstle 

Beklagter: Greenpeace e.V. 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesgerichtshof (Deutsch­
land) — Auslegung des Art. 6 Abs. 1 und Abs. 2 Buchst. c 
der Richtlinie 98/44/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 6. Juli 1998 über den rechtlichen Schutz biotech­
nologischer Erfindungen (ABl. L 213, S. 13) — Herstellung von 
Vorläuferzellen aus menschlichen embryonalen Stammzellen, 
die aus Blastozysten gewonnen wurden und bereits die Fähigkeit 
verloren haben, sich zu einem Menschen zu entwickeln, zu 
Forschungszwecken — Frage des Ausschlusses dieses Verfahrens 
von der Patentierung wegen der „Verwendung von mensch­
lichen Embryonen zu industriellen oder kommerziellen Zwe­
cken“ — Begriffe „menschlicher Embryo“ und „Verwendung zu 
industriellen oder kommerziellen Zwecken“
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